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1. Aus den Bestimmungen des 9a. Abschnitts des DSG 2000 kann nicht abgeleitet werden, dass
jede digitale Aufzeichnung bewegter Bilder eine Videoüberwachung ist.
2. Erfolgt das anlassbezogene Filmen eines bestimmten Objekts (hier: Heliport C***) von
wechselnden Standorten aus mittels einer von Hand geführten Kamera zwecks
Dokumentation von Ereignissen (Flugbewegungen) und der Sicherung von Beweisen nicht
systematisch, insbesondere nicht mittels einer fest installierten Anlage, und auch nicht
fortlaufend, liegt keine Videoüberwachung iSv § 50a Abs 1 DSG 2000 vor.
3. Da demzufolge keine Bilddaten einer Videoüberwachung vorliegen, kommt auch das
Auskunftsrecht gemäß § 50e DSG 2000 nicht zur Anwendung.

Leitsätze verfasst von Hon.-Prof. Dr. Clemens Thiele, LL.M.

Die Datenschutzbehörde entscheidet über die Datenschutzbeschwerde des Otto A***
(Beschwerdeführer) aus **** vom 14. Dezember 2015 (Posteingang: 4. Jänner 2016) gegen
Manfred N*** (Beschwerdegegner) aus **** wegen Verletzung im Recht auf Auskunft in Folge
mangelhafter Beantwortung (Ablehnung der Übermittlung einer Kopie von Bilddaten) des
Auskunftsverlangens vom 1. Oktober 2015 durch Schreiben des Beschwerdegegners vom 26.
November 2015 wie folgt:

Die Beschwerde wird abgewiesen.

Rechtsgrundlagen: § 1 Abs 3 Z 1, § 26 Abs 1 und 4, § 31 Abs 1 und 7 und § 50a Abs 1 des
Datenschutzgesetzes 2000 (DSG 2000), BGBl. I Nr. 165/1999 idgF.

BEGRÜNDUNG

A. Vorbringen der Parteien
1. Der Beschwerdeführer behauptet in seiner vom 14. Dezember 2015 datierenden und am 4. Jänner
2016 bei der Datenschutzbehörde eingelangten Beschwerde eine Verletzung im Recht auf Erhalt
einer datenschutzrechtlichen Auskunft. Er habe am 1. Oktober 2015 ein Auskunftsverlangen gemäß
§ 26 Abs. 1 DSG 2000 an den Beschwerdegegner gerichtet. Dieser habe umfangreiche
Videoaufzeichnungen über das gesamte Gelände des Heliports (Hubschrauberlandeplatzes) C***
angefertigt und an verschiedene Institutionen, darunter die Bezirkshauptmannschaft Z*** und den
Landesvolksanwalt von Tirol, übermittelt. Der Beschwerdeführer sei als Flugbetriebsleiter des
Heliports C*** Betroffener dieser unberechtigten Videoaufzeichnungen. Der Beschwerdegegner
habe das Auskunftsverlangen mit Schreiben vom 26. November 2015 abgelehnt, da seiner Ansicht
nach auf die betreffenden Videoaufzeichnungen das Datenschutzgesetz nicht anzuwenden sei. Auf
den Bilddaten seien jedoch einzelne Personen erkennbar, sodass diese Ansicht nicht zutreffe. Der
Beschwerdeführer legte dazu Ausdrucke und Kopien aus verschiedenen Behördenakten vor. Er
beantragte, der Beschwerde Folge zu geben und dem Beschwerdegegner aufzutragen, die Auskunft
zu erteilen und die Daten (Videoaufzeichnungen) in Form einer Kopie zu übermitteln.
2. Der Beschwerdegegner hielt dem in seiner Stellungnahme vom 21. Jänner 2016 Folgendes
entgegen: Er habe das Auskunftsverlangen des Beschwerdeführers mit einer sehr ausführlichen und
begründeten Stellungnahme abgelehnt. Es sei fraglich, ob der Beschwerdeführer dadurch überhaupt
beschwert sei. Er habe nichts anderes unternommen, als zur Geltendmachung eines
Unterlassungsanspruchs Daten als Beweismittel für behördliche Verfahren zu sammeln. Dazu führte
der Beschwerdegegner Näheres zur aus seiner Sicht teilweise rechtswidrigen Anlagenbewilligung



und Abwicklung des Flugbetriebs auf dem Heliport C*** aus, die ihn als Anrainer belaste. Er
benötige diese Daten daher zur Geltendmachung und Verteidigung seiner Rechtsansprüche, etwa
um die Verantwortlichen durch Anzeigen zur Einhaltung der rechtskräftigen Bescheide verhalten
und unberechtigte Störungen zivilrechtlich abwehren zu können. Die entsprechenden
Flugbewegungen, die er dokumentiert habe, seien öffentlich erfolgt und hätten von jedermann
wahrgenommen werden können. Es habe keine Absicht bestanden, Personen zu identifizieren.
Entscheidend seien Zeit und Art der Flugbewegung gewesen (z.B. ob Rettungsflug oder nicht). Die
Aufnahmen seien mit keiner festen Anlage sondern von verschiedenen Standorten mit einer von
Hand geführten herkömmlichen Kamera bzw. mit einem Handy gemacht worden. Die Videobilder
seien auch nicht öffentlich gemacht sondern nur an Behörden übermittelt worden. Der
Beschwerdegegner verwies dazu auf den Bescheid der früheren Datenschutzkommission (DSK),
GZ: K121.036/0014-DSK/2005.
3. Auf Ersuchen der Datenschutzbehörde legte der Beschwerdegegner zusammen mit einer weiteren
Stellungnahme vom 4. Februar 2016, in der er seinen Standpunkt ergänzt und weiter ausführt, der
Datenschutzbehörde einen Datenträger (DVD-R) mit den vorhandenen Bilddaten betreffende den
Heliport C*** vor.
4. Die Datenschutzbehörde hat am 9. Februar 2016 eine Sichtung dieser Bilddaten vorgenommen,
die Ergebnisse in einem Aktenvermerk (zu GZ: DSB-D122.453/0006-DSB/2016) dokumentiert und
beiden Parteien dazu Parteiengehör eingeräumt.
5. Der Beschwerdeführer hat keine Stellungnahme abgegeben.
6. Der Beschwerdegegner führte in seiner Stellungnahme vom 25. Februar 2016 aus, die Ergebnisse
des Ermittlungsverfahrens würden seinen Standpunkt stützen, und beantragte, das
Beschwerdeverfahren einzustellen.
B. Beschwerdegegenstand
7. Auf Grund des Vorbringens des Beschwerdeführers ergibt sich, dass Beschwerdegegenstand die
Frage ist, ob der Beschwerdegegner verpflichtet ist, dem Beschwerdeführer zum Inhalt der von ihm
gespeicherten Bilddaten betreffend den Heliport C*** eine datenschutzrechtliche Auskunft zu
erteilen und eine Kopie der Bilddaten zu übermitteln.

C. Sachverhaltsfeststellungen
8. Ausgehend vom Beschwerdegegenstand wird der folgende Sachverhalt festgestellt:
9. Der Beschwerdegegner fertigte, beginnend am 7. Oktober 2013 bis zum 1. Oktober 2015 (Datum
des Auskunftsverlangens) insgesamt 22 digitale MP4-Videodateien mit einer Gesamtgröße vom
1,14 GB an und verarbeitet (speichert) diese.
10. Es handelt sich dabei um Bilder von Hubschrauberstarts und –landungen auf dem Heliport C***
sowie Flugbewegungen in Richtung zum oder vom Heliport C***. Es sind mehrere Fluggeräte
verschiedener Bautypen zu sehen. Die Aufnahmen sind mit einer von Hand geführten und bedienten
Kamera gemacht worden (unruhiges, wackeliges Bild, Schnitte, mehrfacher, teilweise ruckartiger
Wechsel der Brennweite/Zoom). Der Aufnahmestandpunkt wechselt mehrfach. Die meisten
Aufnahmen wurden offenkundig von einem Standort oberhalb des Abbruchs zum *** westlich des
Heliports gemacht, andere Bilder von zwei Positionen am Hang nördlich oberhalb der am Heliport
vorbeiführenden Straße (Bezeichnung laut Google-Maps: Alte ***straße), eine Sequenz wurde vom
Mittelbahnsteig des Bahnhofes S*** aus aufgenommen.
11. Bildausschnitte und Entfernungen lassen dem Augenschein nach keine Rückschlüsse auf die
Identität von Piloten, Passagieren oder Bodenpersonal zu. Nur in einem Fall (Bilddatei 00038)
zoomt die Kamera an einen Hubschrauber heran, anscheinend, um einen Betankungsvorgang näher
zu zeigen. Auch in diesem Fall kann die im Bild sichtbare Person (trägt einen Overall und einen
Helm) nicht sicher identifiziert werden (vermutlich ein Mann).
12. Beweiswürdigung: Diese Feststellungen beruhen auf dem Inhalt der vom Beschwerdegegner
vorgelegten DVD-R mit Bilddaten (Beilage zur Stellungnahme vom 4. Februar 2016, Eingangsstück
in GZ: DSB-D122.453/0006-DSB/2016 festgehalten nach Sichtung in einem Aktenvermerk als
Beilage zu GZ: DSB-D122.453/0006-DSB/2016). Der Beschwerdeführer ist den Feststellungen der



Datenschutzbehörde anlässlich der Sichtung der Bilddaten nach Parteiengehör (Schreiben vom
9. Februar 2016, GZ: DSB-D122.453/0006-DSB/2016) nicht entgegengetreten. Das Beginndatum
der Videoaufzeichnungen wurde dem Vorbringen des Beschwerdeführers (Auskunftsverlangen vom
1. Oktober 2015, Seite 1 unten) entnommen.
13. Die Bilddaten wurden dazu verwendet, als Beweismittel Behauptungen in Eingaben betreffend
Rechtswidrigkeiten im Flugbetrieb am Heliport C*** zu belegen (Empfänger: Amt der Tiroler
Landesregierung, Austro Control, Landesvolksanwalt Tirol und Landesumweltanwalt),
insbesondere jedoch den Verdacht von luftfahrtrechtlichen Verwaltungsübertretungen bei der
Bezirkshauptmannschaft Z*** zur Anzeige zu bringen.
14. Beweiswürdigung: Diese Feststellungen stützen sich auf die Beilagen zur Beschwerde vom
14. Dezember 2015, Eingangsstück in GZ: DSB-D122.453/0001-DSB/2016). Der Zweck der
Bilddaten und ihre Verwendung ist vom Beschwerdegegner nicht bestritten worden.
15. Am 1. Oktober 2015 richtete der Beschwerdeführer, der Flugbetriebsleiter des Heliports C***
ist, unter Anschluss des angegebenen Identitätsnachweises folgendes Schreiben an den
Beschwerdegegner:
[Anmerkung Bearbeiter: Wiedergabe der grafischen Daten (in den Text eingefügte JPEG-Datei des
entsprechenden Schreibens) im RIS nicht möglich, da nicht mit vertretbarem Aufwand
pseudonymisierbar.]
16. Auf dieses Auskunftsersuchen ist folgendes Antwortschreiben des Beschwerdegegners
ergangen:
[Anmerkung Bearbeiter: Wiedergabe der grafischen Daten (in den Text eingefügte JPEG-Datei des
entsprechenden Schreibens) im RIS nicht möglich, da nicht mit vertretbarem Aufwand
pseudonymisierbar.]
17. Beweiswürdigung: wie zuletzt. Die Echtheit beider Schreiben bzw. die Übereinstimmung der
Kopien bzw. Scans mit dem Originalen sowie die erfolgte Zustellung ist beidseitig unbestritten.

D. In rechtlicher Hinsicht folgt daraus:
18. Die Beschwerde hat sich als unbegründet erwiesen.
19. Aus den Bestimmungen des 9a. Abschnitts des DSG 2000 kann nicht abgeleitet werden, dass
jede digitale Aufzeichnung bewegter Bilder eine Videoüberwachung ist. Die vom
Beschwerdegegner vorgenommene Bilddatenverarbeitung war keine Videoüberwachung gemäß den
Bestimmungen des 9a. Abschnitts, §§ 50a bis 50e DSG 2000. Das anlassbezogene Filmen eines
bestimmten Objekts (Heliport C***) von wechselnden Standorten aus mittels einer von Hand
geführten Kamera zwecks Dokumentation von Ereignissen (Flugbewegungen) und der Sicherung
von Beweisen erfolgte hier nicht systematisch, insbesondere nicht mittels einer fest installierten
Anlage, und auch nicht fortlaufend (§ 50a Abs. 1 DSG 2000). Das Ermittlungsverfahren hat auch
keine Feststellung ergeben, dass der Beschwerdeführer Betroffener der Bilddatenverarbeitung war.
Die Tatsache, dass der Beschwerdeführer als Flugbetriebsleiter möglicherweise für
Rechtswidrigkeiten im Flugbetrieb verantwortlich gemacht werden kann, macht ihn im
datenschutzrechtlichen Sinn nicht zum Betroffenen der Bilddatenverarbeitung. Dazu müssten
nachweislich seine Bilddaten gespeichert worden sein.
20. Da keine Bilddaten einer Videoüberwachung vorliegen, kommt auch das Auskunftsrecht gemäß
§ 50e DSG 2000 nicht zur Anwendung. Nur § 50e Abs. 1 DSG 2000 gewährleistet einem
Auskunftswerber ein Recht auf Erhalt einer Kopie „der zu seiner Person verarbeiteten Daten“ (d.h.
von bereits ausgewerteten Bilddaten des Zeitabschnitts, in dem sich der Auskunftswerber
bescheinigtermaßen im Aufnahmebereich einer Videoüberwachung aufgehalten hat). Betreffend
nicht ausgewertete Bilddaten einer Videoüberwachung besteht kein entsprechendes Auskunftsrecht
(vgl. dazu den Bescheid der früheren DSK vom 19.7.2013, K121.698/0004-DSB/2013, RIS).
21. Es ist daher zu prüfen, ob dem Beschwerdeführer allein gestützt auf § 26 Abs. 1 DSG 2000 ein
Auskunftsrecht im von ihm behaupteten Umfang zukommt. Gemäß dieser Bestimmung gibt es
jedoch nur ein Recht auf Erhalt einer schriftlichen Inhaltsauskunft, einer Negativauskunft oder einer
begründeten Ablehnung der Auskunftserteilung, nicht jedoch ein Recht auf Erhalt einer Kopie aus



einem (Bild-) Datensatz.
22. Der Beschwerdegegner hat dem Beschwerdeführer, entsprechend seinem Auskunftsverlangen
vom 1. Oktober 2015, mit Schreiben vom 26. November 2015 das Vorhandensein von ihm
gespeicherter Bilddaten bestätigt, die Herkunft der Daten angegeben (selbst mit einer Videokamera
aufgenommen) und auf sein Recht zur Dokumentation von Rechtswidrigkeiten und behaupteter
Störungen seiner Rechte (etwa als Liegenschaftseigentümer und Anrainer des Heliports C***) und
zur Übermittlung dieser Daten an Behörden (= Empfängerkreise) verwiesen. Die Übermittlung
einer Datenkopie hat er abgelehnt. Dies mit der im Ergebnis zutreffenden Begründung, dass keine
Daten zur Person des Beschwerdeführers verarbeitet worden sind.
23. Damit hat er den Beschwerdeführer nicht im Recht auf Auskunft gemäß § 26 DSG 2000
verletzt. Die Beschwerde war daher als unbegründet abzuweisen. Eine Einstellung des Verfahrens
kommt gemäß § 31 Abs. 7 3. Satz DSG 2000 hier nicht in Frage.

Anmerkung*

I. Das Problem

Der spätere Beschwerdeführer war Flugbetriebsleiter des in Tirol gelegenen Heliports C***. Er
richtete ein Auskunftsbegehren nach § 26 DSG 2000 an den späteren Beschwerdegegner. Denn
dieser hatte umfangreiche Videoaufzeichnungen über das gesamte Gelände des Heliports
(Hubschrauberlandeplatzes) C*** angefertigt und an verschiedene Institutionen, darunter die
Bezirkshauptmannschaft Z*** und den Landesvolksanwalt von Tirol, übermittelt. Der
Beschwerdegegner lehnte das Auskunftsverlangen schriftlich ab, da seiner Ansicht nach auf die
betreffenden Videoaufzeichnungen das Datenschutzgesetz nicht anzuwenden wäre.
Auf den Bilddaten wären einzelne Personen erkennbar, was der Beschwerdeführer im Verfahren vor
der Datenschutzbehörde (DSB) durch Ausdrucke und Kopien aus verschiedenen Behördenakten zu
bescheinigen versuchte. Die DSB hatte sich letztlich damit auseinanderzusetzen, ob dem
Beschwerdegegner aufzutragen wäre, die Auskunft zu erteilen und die Daten
(Videoaufzeichnungen) in Form einer Kopie zu übermitteln.

II. Die Entscheidung der Behörde

Die DSB wies die Auskunftsbeschwerde ab und stellte fest, dass der Beschwerdegegner insgesamt
22 digitale MP4-Videodateien mit einer Gesamtgröße vom 1,14 GB angefertigt und verarbeitet
(speichert) hatte. Es handelte sich dabei um Bilder von Hubschrauberstarts/landungen auf dem
Heliport C*** sowie Flugbewegungen in Richtung zum oder vom Heliport C***. Es waren
mehrere Fluggeräte verschiedener Bautypen zu sehen. Die Aufnahmen waren mit einer von Hand
geführten und bedienten Kamera gemacht worden (unruhiges, wackeliges Bild, Schnitte,
mehrfacher, teilweise ruckartiger Wechsel der Brennweite/Zoom). Der Aufnahmestandpunkt
wechselte mehrfach. Die Bildausschnitte und Entfernungen ließen keine Rückschlüsse auf die
Identität von Piloten, Passagieren oder Bodenpersonal zu. Nur in einem Fall (Bilddatei 00038)
zoomte die Kamera an einen Hubschrauber heran, anscheinend, um einen Betankungsvorgang näher
zu zeigen. Auch in diesem Fall konnte die im Bild sichtbare Person (trägt einen Overall und einen
Helm) nicht sicher identifiziert werden (vermutlich ein Mann). In rechtlicher Hinsicht verneinte die
DSB eine Videoüberwachung iSv § 50a DSG 2000 und demzufolge eine Auskunftsverpflichtung
nach § 50e leg.cit. Das anlassbezogene Filmen eines bestimmten Objekts (Heliport C***) von
wechselnden Standorten aus mittels einer von Hand geführten Kamera zwecks Dokumentation von
Ereignissen (Flugbewegungen) und der Sicherung von Beweisen erfolgte hier nicht systematisch,

* RA Hon.-Prof. Dr. Clemens Thiele, LL.M. Tax (GGU), Anwalt.Thiele@eurolawyer.at; Näheres unter
http://www.eurolawyer.at.



insbesondere nicht mittels einer fest installierten Anlage, und auch nicht fortlaufend.

III. Kritische Würdigung und Ausblick

Den aufmerksamen Rechtsanwender erinnert der Anlassfall an die "Hubschrauberlärm"-
Entscheidung der Datenschutzkommission aus dem Jahr 2005: Einzelne, von Hand geführte,
analoge Videoaufzeichnungen, die erkennbar dem Zweck dienen, die luftverkehrsbehördlichen
Auflagen für den Hubschrauberlandeplatz eines benachbarten Sanatoriums zu kontrollieren,
verletzen mangels Identifizierungsabsicht weder die Geheimhaltungspflicht, noch berechtigten sie
den darauf einwandfrei erkennbaren Piloten zu Auskünften über die Verarbeitung seiner Daten
durch eine die (private) Überwachung durchführende Bürgerinitiative gegen Fluglärm.1 War damals
noch vertretbar, die analoge Endspeicherung als Ausschlussgrund einer Videoüberwachung zu
betrachten,2 so überzeugt die vorliegende Entscheidung nicht. Sie dürfte auch vor dem
unionsrechtlichen Hintergrund des Rynes-Urteils3 kaum Bestand haben: Eine Videoüberwachung ist
durch ihren ständigen und systematischen Einsatz gekennzeichnet, ungeachtet der unterschiedlichen
Dauer, für die die Aufzeichnungen ggf gespeichert werden. Sie umfasst die systematische
Überwachung von Orten mittels einer Vorrichtung, die ein Videosignal zwecks Identifizierung von
Personen und ihrem Verhalten aufzeichnet.4 Zuzugestehen ist den Behörden jedenfalls, dass die
Unterscheidung, ob eine Videoüberwachung im datenschutzrechtlichen Sinne vorliegt oder nicht,
nur im Einzelfall zu treffen ist, da der Gesetzgeber dazu bestenfalls tautologische Vorgaben macht.5

Ausblick: Ziemlich genau zwei Monate nach der vorliegenden Entscheidung hat ein
verwaltungsgerichtliches Erkenntnis6 wesentliche Klarstellungen im Zusammenhang mit der
Videoüberwachung nach den §§ 50a ff DSG 2000 gebracht, die auch für den hier gegenständlichen
Sachverhalt zu beachten sind:

 Keine Bestimmbarkeit und damit keine personenbezogenen Daten, dh auch keine
Videoüberwachung, liegen vor, wenn die technische Auflösung des Bildes eine
Identifizierung nicht zulässt.7

 Die fortlaufende Feststellung nach § 50a Abs 1 DSG 2000 stellt nur einen (allerdings
bedeutsamen) Fall der systematischen Speicherung dar. Auch eine wiederkehrende
Feststellung von Einzelereignissen kann eine systematische Feststellung sein.8

 Dass die Ereignisse nicht in einem räumlich fix abgegrenzten Gebiet stattfinden, sondern
gewissermaßen von einer fahrbaren Kamera erfasst werden, führt ebenfalls zur
Anwendbarkeit des Abschnitts 9a. des DSG 2000.9

 Die jedenfalls vorzunehmende Verhältnismäßigkeitsprüfung hat die konkrete Reichweite
und die Qualität der erfassten Bilddaten ebenso zu berücksichtigen wie die (Un-
)Willkürlichkeit der Speicherung an sich bzw die Speicherdauer.10

Unter diesen neuen Auspizien hätte es möglicherweise einer nähren Auseinandersetzung mit der
technischen Qualität der Videoaufzeichnungen – allenfalls unter Hinzuziehung eines
Sachverständigen – bedurft.

1 DSK 11.10.2005, K121.036/0014-DSK/2005 (Hubschrauberlärm) = RIDA-Nummer: 0160406.
2 Zur diesbezüglichen Meldefreiheit noch heute § 50c Abs 2 Z 2 DSG 2000.
3 EuGH 11.12.2014, C-212/13 (Rynes) = jusIT 2015/12, 36 (Thiele) = Dako 2015/12, 19 = ÖJZ 2015/12, 92 (Lehofer)

= wbl 2015/25, 90 = RdW 2015/6, 6 = ZIR 2015, 51 (Thiele) = ecolex 2015, 170 = EuGRZ 2015, 175 = ZIIR-Slg
2015/71.

4 Schlussantrag des Generalanwalts in der Rs C-212/13 (Rynes) Rz 30 jusIT 2014/87, 185 (Thiele) unter Zitierung
von ErwGr 16 DS-RL.

5 Vgl. Thiele, Aktuelles zur Videoüberwachung - Erste Erfahrungen nach der DSG Novelle 2010, jusIT 2010, 219 ff
und jusIT 2011, 14 ff  mwN.

6 VwGH 12.9.2016, Ro 2015/04/0011 (Dashcam) = jusIT 2016/H 6 (Thiele und Jahnel).
7 VwGH 12.9.2016, Ro 2015/04/0011 (Dashcam) Rz 11.
8 VwGH 12.9.2016, Ro 2015/04/0011 (Dashcam) Rz 16.
9 VwGH 12.9.2016, Ro 2015/04/0011 (Dashcam) Rz 18.
10 VwGH 12.9.2016, Ro 2015/04/0011 (Dashcam) Rz 33 ff.



IV. Zusammenfassung

Nach bisheriger Datenschutzpraxis stellen einzelne, von Hand geführte, digitale
Videoaufzeichnungen, die erkennbar dem Zweck dienen, die (Nicht-)Einhaltung
luftverkehrsbehördlichen Auflagen für den Hubschrauberlandeplatz den Behörden zu melden, keine
Videoüberwachung iSv § 50a DSG 200 dar. Sie verletzen mangels Identifizierungsabsicht weder die
Geheimhaltungspflicht noch die Auskunftsrechte des Heliportbetreibers.


